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BIS/1.Oktober 2014  

Nord-IMK tagt in Hamburg  

Innenminister und -senatoren der norddeutschen Küstenländer beraten 

über Kooperation der Verfassungsschutzbehörden und engere 

Zusammenarbeit in der Flüchtlingspolitik 

 

Die Innenminister und -senatoren der norddeutschen Küstenländer trafen sich auf Einladung 

des hamburgischen Innensenators Michael Neumann am heutigen Mittwoch im Hamburger 

Rathaus zur sog. Nord-IMK. Neben Senator Neumann nahmen der  Senator für Inneres und 

Sport der Freien Hansestadt Bremen, Ulrich Mäurer, Niedersachsens Minister für Inneres und 

Sport Boris Pistorius und der neue Minister für Inneres und Bundesangelegenheiten des 

Landes Schleswig-Holstein, Stefan Studt, an der Konferenz teil; Mecklenburg-Vorpommern 

wurde durch den Staatssekretär im Ministerium für Inneres und Sport Thomas Lenz vertreten. 

Während am Vormittag Beratungen mit hochrangigen Vertretern der Bundeswehr zu Fragen 

des Katastrophenschutzes auf der Tagesordnung standen, kamen die Minister und Senatoren 

am Nachmittag zu ihrer jährlichen Tagung zu innenpolitischen  Themen zusammen. 

Schwerpunkte der Beratungen  bildeten eine Bündelung der fachlichen Kompetenzen der 

Verfassungsschutzbehörden und die Kooperation in Fragen der Flüchtlingspolitik.  

Einen Schwerpunkt widmete die Konferenz der zivil-militärischen Zusammenarbeit der Länder mit der 

Bundeswehr. So berichtete Generalmajor Wiermann, Kommandeur  des Kommandos Territoriale 

Aufgaben der Bundeswehr, u.a. über die im kommenden Jahr anstehende Übung „LÜKEX 2015“. Bei 

dieser Übung geht es um eine Verbesserung des Zusammenwirkens von Bund und Ländern auf dem 

Gebiet des Krisenmanagements bei einer länderübergreifenden schweren Sturmflut. 

Die norddeutschen Innenminister und -senatoren berieten im Anschluss über die Verhinderung von 

möglichen Ausreisen von jihadistischen Salafisten und mögliche Deradikalisierungsprogramme für 

Rückkehrer. Gemeinsames Ziel ist es, die Ausreisen möglicher Gefährder über präventive 

Passentziehungen sowie die Beschränkung der Gültigkeit des Personalausweises zu verhindern. Die 

Teilnehmer der Nord-IMK sind sich einig, die gesetzgeberischen Instrumente verbessern zu wollen. 

Dabei ist sehr zügig festzulegen, ob in solchen Fällen die Entziehung des Personalausweises oder 

zumindest eine Markierung des Ausweispapiers ermöglicht wird, welche die Gültigkeitsbeschränkung 

deutlich sichtbar macht. Die Einschränkungen sollen auch für solche Personen gelten, die mehrere 

Staatsangehörigkeiten besitzen: Ihnen sollen bei Vorliegen der Voraussetzungen beide Pässe 

entzogen werden können. 

Die Nord-IMK verständigte sich weiterhin auf eine engere Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 

Verfassungsschutzes. Die norddeutschen Verfassungsschutzbehörden sollen ihre Kompetenzen 

bündeln und beispielsweise Konzepte für gemeinsame Schulungen, Qualifizierungen und 

Hospitationen entwickeln. Dabei soll ein länderübergreifender Austausch bei der Bewertung von 

Entwicklungen und übergreifenden Fragestellungen in Norddeutschland institutionalisiert werden. Des 
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Weiteren wird eine Projektgruppe der norddeutschen Küstenländer unter der Leitung Hamburgs 

eingerichtet, die die Errichtung eines norddeutschen Internetzentrums prüft. 

Einen weiteren Schwerpunkt der Beratungen bildete die Flüchtlingspolitik und die Bewältigung der mit 

den hohen Flüchtlingszahlen einhergehenden Herausforderungen. Die Innenminister und –senatoren 

der norddeutschen Küstenländer vereinbarten, länderübergreifend bei der Unterbringung von 

Flüchtlingen zusammenzuarbeiten. Die Innenminister und –senatoren bitten zudem die 

Bundesregierung, die erforderlichen Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, dass auch außerhalb 

der Landesgrenzen des zur Aufnahme verpflichteten Landes eine humane Flüchtlingsunterbringung 

ermöglicht werden kann. Die Kostenträgerschaft soll dabei bei den aufnahmepflichtigen Ländern 

bleiben. Diese Regelung könnte insbesondere die Stadtstaaten entlasten. Daneben verabredeten die 

Innenminister und –senatoren, bis auf weiteres auf Rückführungen in die von Ebola betroffenen 

Gebiete zu verzichten.  

Gleichzeitig soll die Ausreisepflicht von Personen durchgesetzt werden, deren Asylverfahren erfolglos 

abgeschlossen wurde, das gilt nicht zuletzt für Menschen aus den Balkanstaaten. Solange dabei 

auch Abschiebungshaft als Zwangsmittel angewendet werden muss, sprechen rechtliche und 

wirtschaftliche Gründe für eine engere Zusammenarbeit. Um die Vorgaben der EU-

Rückführungsrichtlinie vollständig umsetzen zu können, erwägen die Minister und Senatoren die 

Nutzung einer gemeinsamen Gewahrsamseinrichtung. 

 

Rückfragen der Medien: 

Behörde für Inneres und Sport, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 

Tel. 040 – 42839-2673 

E-Mail: pressestelle@bis.hamburg.de Internet: www.hamburg.de/innenbehoerde 

 

 

mailto:pressestelle@bis.hamburg.de
http://www.hamburg.de/innenbehoerde
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30. September 2014/bsb30 

 

Ganztagsangebote: Positive Zwischenbilanz 

Expertenkommission besuchte 124 neue Ganztagsschulen 

 

In den letzten drei Jahren sind 150 Hamburger Grundschulen zu Ganztagsschulen erweitert 

worden, im laufenden Schuljahr nehmen rund 44.000 (75%) der Grundschüler kostenlos am 

Ganztag teil. Eine Arbeitsgruppe aus Experten von Schulbehörde, Sozialbehörde und 

Vertretern der Kinder- und Jugendhilfe hat in den letzten Monaten 124 neue 

Ganztagsgrundschulen besucht, einen Einblick in die Angebote erhalten und mit 

Elternvertretern, Lehrkräften und Erziehern gesprochen. Schulsenator Ties Rabe: „Die 

Zwischenbilanz fällt sehr positiv aus: Dank des großen Einsatzes und der guten 

Zusammenarbeit der Schulen und der Träger der Kinder und Jugendhilfe ist in kurzer Zeit an 

allen Schulen ein überzeugendes Ganztagsangebot entstanden. Eltern und Kinder sind 

zufrieden, die Zahl der Anmeldungen übertrifft alle Erwartungen. Die verbindliche Kooperation 

zwischen Jugendhilfe und Schule im Modell der GBS ist erkennbar ein Erfolg. Nach der 

Aufbauarbeit geht es jetzt darum, Schritt für Schritt Anfangsprobleme zu überwinden und eine 

stabile Qualitätsentwicklung aufzubauen. Hier hat die Begehung der Schulen wichtige 

Hinweise erbracht.“ 

 

124 Grundschulen kooperieren mit einem Träger der Kinder- und Jugendhilfe am Nachmittag (Modell 

GBS), 76 organisieren den Nachmittag selbst (Modell GTS). Im Durchschnitt nehmen an einer 

Grundschule rund 220 Kinder am Nachmittagsangebot teil. Unter der Leitung der örtlichen 

Schulaufsichtsbeamten haben Experten der Schulbehörde, der Sozialbehörde und der Dachverbände 

der Kinder- und Jugendhilfe jetzt alle 124 GBS-Schulen besucht. Im Rahmen der rund dreistündigen 

Besuche nahm die Arbeitsgruppe unter anderem am Mittagessen teil, besuchte die Räumlichkeiten 

und Angebote und sprach ausführlich mit Schulleitungen, GBS-Leitungen, Pädagoginnen und 

Pädagogen,  Elternvertretern und Kindern. Die Ergebnisse wurden jeweils in einem Abschlussbericht 

festgehalten. Parallel dazu wurden Daten über das Ganztagsangebot der Grundschulen abgefragt 

und dokumentiert. 

 

Senator Rabe: „Die Besuche zeigen, dass die neuen Angebote gut angenommen werden und Eltern 

und Kinder sehr zufrieden sind. Auch die Schulbesuche wurden von allen Seiten positiv bewertet. Sie 

liefern zugleich wichtige Hinweise für künftige Arbeitsschwerpunkte.“ 

 

Gabi Brasch, Vorsitzende des Fachausschusses Jugendhilfe der Arbeitsgemeinschaft der Freien 

Wohlfahrtspflege (AGFW) Hamburg: „Die Gespräche haben gezeigt, dass die Kooperation zwischen 

Schule und Jugendhilfe auf einem guten Weg ist. Die ersten Schritte sind getan, jetzt gilt es, weitere 

Verbesserungen zu erreichen. Dabei ist die stärkere Verzahnung zwischen Vor- und Nachmittag für 

uns vorrangig.“ 
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Dr. Franziska Larrá, Geschäftsführerin der Elbkinder Vereinigung Hamburger Kindertagesstätten: 

„Ein wichtiger Baustein für die zukünftige Weiterentwicklung ist die gemeinsame Fortbildung von 

Lehrkräften und Jugendhilfe-Mitarbeiterinnen und -mitarbeiter.“ 

 

Verbindliche Kooperation zwischen Jugendhilfe und Schule 

 

Besondere Aufmerksamkeit galt der Frage, wie die Schulseite und der GBS-Träger unter dem Dach 

der Schule zusammenarbeiten. Schulsenator Ties Rabe: „Die Besuche zeigen ein positives Bild. 

Beide Seiten arbeiten gut zusammen, haben eine Kultur des Miteinanders entwickelt und verstehen 

sich als Partner einer gemeinsamen Aufgabe. Sie haben gemeinsam das Nachmittagsangebot 

konzipiert und verbessern die Qualität der Angebote im Rahmen regelmäßiger Gespräche. In allen 

GBS-Schulen gibt es dazu vielfältige Formen der Zusammenarbeit. In der Regel finden mehrmals in 

der Woche Austauschgespräche zwischen Schul- und Trägervertretern statt, sehr oft auf 

Leitungsebene, häufig gibt es aber auch auf beiden Seiten Koordinatoren oder Steuergruppen. In 

einigen Schulen gibt es zudem einen regelmäßigen Austausch von Vormittags-Lehrkräften und 

Nachmittags-Erziehungskräften. In 97 Schulen gibt es sogar einen regelmäßigen Austausch der 

Lehrkräfte und der Erziehungskräfte beim Thema Hausaufgaben. Das ist sicherlich ein Modell, das 

Schule machen sollte.“ 

 

Schulen bieten viel Platz - flexibles Mobiliar soll Räume aufwerten 

 

Schritt für Schritt haben die Schulen fast alle Räume für die Nachmittagsangebote geöffnet. Die 

Abfrage und die Begehungen zeigen, dass 99 Prozent der GBS-Schulen die vormittäglichen 

Klassenräume auch am Nachmittag nutzen, 98 Prozent die Sporthalle, 96 Prozent beziehen 

zusätzlich die Fachräume ein, 91 Prozent die Aula, 86 Prozent die Pausenhalle sowie ebenfalls 86 

Prozent die schuleigenen Sportplätze. Ties Rabe: „Alle Schulen bieten viel Platz, und es war ein 

notwendiger Schritt, alle Räume für den Nachmittag zu öffnen. Dennoch gibt es noch 

Handlungsbedarf. Durch flexibles Mobiliar sollen jetzt weitere Schulräume Schritt für Schritt für den 

Nachmittag aufgewertet und wohnlich hergerichtet werden. Und in einer Reihe von Schulen ist der 

Lärm beim Essen zu groß, hier werden Architekten und Pädagogen Lösungen erarbeiten.“ 

 

Umfangreiches Nachmittagsangebot – mehr Ruhe- und Rückzugsmöglichkeiten benötigt 

 

Die Besuche und Befragungen zeigen: Alle Standorte bieten ein umfangreiches Nachmittagsangebot. 

Es umfasst in jedem Fall das Mittagessen mit Getränk sowie Salat oder Obst und danach eine Zeit für 

Hausaufgabenhilfe oder individuelle Lernförderung. Darüber hinaus gibt es zahlreiche Freizeit- und 

Bildungsangebote. Die Kinder haben nachmittags pro Schule die Wahl aus einer Vielzahl 

verschiedener Angebotskursen. Besonders oft bieten Schulen Sport- und Bewegungskurse (an 99% 

aller GBS-Schulen), Kurse für Handwerk, Kunst oder Kreatives Gestalten (95%) und Musik (91% aller 

GBS-Schulen). Weitere Schwerpunkte sind freies Spiel (75%) sowie forschendes Lernen und 

Experimentieren, beispielsweise in der Natur (74%). Ties Rabe: „Die Gespräche und die Entwicklung 

an den Schulen zeigen, dass die Kinder neben dem Kursangebot genügend Freiräume für 

selbstbestimmtes Spielen sowie Ruhe- und Rückzugsmöglichkeiten brauchen. Hier wird in den 

Schulen derzeit nachgesteuert.“ 

 

Nachmittagsgruppen deutlich kleiner als vormittags 
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Besondere Aufmerksamkeit galt der oft diskutierten Gruppengröße. Die Abfrage bestätigte, dass die 

Nachmittagsgruppen deutlich kleiner sind als die Schulklassen am Vormittag. Nachmittags  werden 

durchschnittlich rund zwölf Kinder in Angeboten von einer pädagogischen Kraft betreut, wobei sich 

die Gruppengrößen je nach Angebot erheblich unterscheiden. Etwas größere Gruppen gibt es 

beispielsweise im Bereich des freien Spiels auf dem Schulgelände (durchschnittlich 16,7 Kinder pro 

Gruppe) und der Hausaufgabenhilfe (15,0 Kinder), kleinere Gruppen gibt es dagegen vor allem im 

Bereich der individuellen Förderung (5,0 Kinder), der Sprach- oder Fremdsprachen-Angebote (10,0 

Kinder) oder bei Koch- und Back-Kursen (10,0 Kinder). 

 

Erzieher, Lehrkräfte, Sport-Übungsleiter und Lehramtsstudenten betreuen 

 

52 Prozent der Nachmittagsangebote werden von Erzieherinnen und Erziehern betreut, 14 Prozent 

von Lehrkräften und 34 Prozent aller Nachmittagsangebote von Experten mit einem Honorarvertrag, 

beispielsweise Übungsleiter aus Sportvereinen oder Lehramtsstudenten. Die beruflichen 

Professionen differieren je nach Angebot. So betreuen in allen GBS-Grundschulen Erzieherinnen und 

Erzieher oder Lehrkräfte die Kinder beim Mittagessen, Honorarkräfte werden beim Mittagessen nur 

ergänzend eingesetzt. Lehrkräfte leiten beispielsweise besonders oft Musikkurse (53%). 

Erzieherinnen und Erzieher sind vor allem im Einsatz beim freien Spiel der Kinder (75 % der Kurse 

werden von Erziehungskräften erteilt) und den Angeboten zum sozialen Lernen (73%). Honorarkräfte 

sind stark vertreten in der Hausaufgabenbetreuung (56 %) sowie bei Koch- und Backkursen (43%). 

 

Einzelprobleme werden Schritt für Schritt gelöst – Maßnahmen sind vereinbart 

 

Ties Rabe: „In einer Reihe von Schulen gibt es vorbildliche Lösungen für ausgewogene 

Nachmittagsangebote, eine gelungene Kooperation von Schule und Träger und gute räumliche 

Angebote. Das zeigt, was unter den Rahmenbedingungen der GBS-Schulen prinzipiell möglich ist. An 

einigen Schulen gibt es Einzelprobleme, die bei einer so stürmischen Entwicklung nicht zu vermeiden 

sind, aber jetzt Schritt für Schritt gelöst werden müssen. Dazu haben wir mit den Trägern und 

Schulen eine Reihe von Verbesserungsmaßnahmen vereinbart.“ 

 

 Regelmäßige Standortbesuche zur Verbesserung der Qualität  

Nach dem Vorbild der ersten Besuche soll künftig jede Ganztagsgrundschule einmal jährlich 

unter der Leitung eines Schulaufsichtsbeamten von Fachleuten besucht und im Gespräch mit der 

Schul- und Trägerseite der Qualitätsentwicklungsprozess gefördert werden. 

 

 Verstärkte Fachberatung / Lernen am guten Beispiel 

Schulbehörde und Trägerverbände werden künftig gemeinsam Werkstattgespräche für Schulen 

und GBS-Träger anbieten, um Best-Practice-Beispiele darzustellen und in Fachfragen ausführlich 

zu beraten. Zur Flankierung der Qualitätsentwicklung unterstützt die Schulbehörde die 

Trägerverbände durch Weiterfinanzierung der Fachberatungsmittel von rund 500.000 Euro bis 

2015. 

 

 Bessere Aufenthaltsqualität in Klassenräumen 

Zusammen mit einem Architekten sollen an einigen Standorten Konzepte zur Verbesserung der 

Aufenthaltsqualität in den Klassenräumen erarbeitet werden. 
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 Mehr Sauberkeit in Schulräumen  

Um die Sauberkeit in den ganztägig genutzten Schulräumen zu verbessern, werden pro Jahr 

eine weitere Million Euro für die zusätzlich Reinigung zur Verfügung gestellt. 

 

 Lärmdämpfende Maßnahmen  

In über 30 Grundschulen werden jetzt Kantinen mit lärmdämpfenden Maßnahmen verbessert, 

beispielsweise mit Vorhängen, Filzgleitern unter den Stühlen oder auch schallschluckenden 

Wand- und Deckenumbauten. 

 

 Pilotprojekt Vollzeitverträge für qualifiziertes Personal  

Schulbehörde und Trägerverbände wollen an einzelnen Pilotschulen Möglichkeiten erproben, wie 

die beim Träger am Nachmittag beschäftigten Erzieherinnen und Erzieher zusätzlich auch am 

Vormittag im Rahmen der schulischen Angebote eingesetzt werden können. Das Ziel ist, die 

Teilzeitverträge am Nachmittag zu Vollzeitverträgen zu erweitern und damit qualifiziertes 

Personal dauerhaft an den Schulstandort zu binden. 

 

Informationen zum Ganztag: www.hamburg.de/ganztag  

 

 

Rückfragen der Medien: 

 

Behörde für Schule und Berufsbildung 

Peter Albrecht, Pressesprecher 

Telefon (040) 428 63 – 2003 

E-Mail: peter.albrecht@bsb.hamburg.de 

Internet: www.hamburg.de/bsb 

 

http://www.hamburg.de/ganztag
mailto:peter.albrecht@bsb.hamburg.de
http://www.hamburg.de/bsb
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30. September 2014/bsu30  

Neue Offensive im Kampf gegen Müll  

Ab morgen zehn neue ‚WasteWatcher‘ im Einsatz und höhere Bußgelder 

gegen wilde Verschmutzung in Kraft  

 

Morgen, am 1. Oktober, gehen zehn neue sogenannte ‘WasteWatcher‘ der Stadtreinigung 

Hamburg (SRH) an den Start. Sie sollen da, wo es immer wieder zu Verschmutzungen kommt - 

z. B. in bestimmten Innenstadtbereichen oder in stark belasteten Grünanlagen - nicht durch 

Erhebung von Bußgeldern, sondern durch gezielte Ansprache, Aufklärung und Beratung 

helfen, Verschmutzungen zu vermeiden. Außerdem ist jetzt ein neuer, deutlich verschärfter 

Bußgeldkatalog für die Ahndung achtloser und vorsätzlicher Müllablagerungen in Kraft 

getreten. Damit soll klar gemacht werden, dass gedankenlos Müll wegwerfen teuer wird.  

Umweltsenatorin Jutta Blankau: „Wir haben mit der Stadtreinigung ein neues Aktionspaket 

‚Sauberkeit der Stadt‘ geschnürt. Ab morgen setzen wir zehn zusätzliche WasteWatcher ein, 

verdoppeln z.T. die Bußgelder bei Vermüllung und haben mehrere Reinigungsprojekte für 

neuralgische Punkte in der Stadt auf den Weg gebracht. Die Sorgen der Bürgerinnen und Bürger  um 

die Sauberkeit der Stadt nehmen wir absolut ernst.“ 

Die zehn WasteWatcher bilden fünf Teams zu je zwei Personen und sind für je ein Gebiet in der 

Innenstadt zuständig. Jeden Tag wird ein Team auch in Spätschicht von 13:00 bis  19:30 Uhr 

arbeiten. Bei Feststellung von Ordnungswidrigkeiten werden die jeweils zuständigen Bezirksämter 

informiert, die dann alles Weitere, wie z.B. die Verhängung eines Bußgeldes,  übernehmen.  

Außerdem hat der Senat die Bußgeldempfehlungen des Bußgeldkatalogs für Verschmutzungen des 

öffentlichen Raums deutlich angehoben. Wer z.B. Zigarettenschachteln wegwirft, kann jetzt mit bis zu 

150 Euro belangt werden, früher war die Höchstgrenze 70 Euro. Für kleine Mengen Sperrmüll sind 

jetzt 400 Euro fällig, früher 250, für große Mengen 8.000 Euro statt vorher 2.000. Wer Altreifen 

herumliegen lässt und nicht entsorgt, musste bisher 75 Euro bezahlen, künftig 200.  

Das Aktionspaket umfasst außer den neuen WasteWatchern und der Erhöhung des Bußgeldrahmens 

folgende Maßnahmen:  

 die Ausweitung der Quartiersreinigung auch auf den Osdorfer Born (nach Kirchdorf Süd, 

Billstedt/Horn und Steilshoop das vierte Projekt dieser Art, Start im Juni 2014),   

 die zusätzliche Reinigung von Grünflächen im Alstervorland und im Öjendorfer Park (Start 

ebenfalls im Juni  2014)  

Alle Maßnahmen aus dem Senatsprogramm zur Sauberkeit der Stadt von 2013 laufen unverändert 

weiter. Dazu zählen die verstärkte  Reinigung von Straßenbegleitgrünflächen, die Spätreinigung stark 

frequentierter Innenstadtbereiche, die Koordination der Reinigung der Haltestellenumfelder (DSQH), 

die Stärkung der Qualitätssicherung Sauberkeit (DSQS, Datenbanksystem zur Qualitätssicherung der 
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Straßenreinigung) und in Grünanlagen (DSQG). Mit den beiden Datenbanksysteme DSQG und 

DSQH wird der Verschmutzungsgrad ausgewählter Grünanalgen oder HVV-Haltestellen kontinuierlich 

erfasst. Damit wird die Wirksamkeit der Reinigung vor Ort kontrolliert und nachgebessert. DSQH läuft 

seit Beginn des Jahres an zunächst 43 ausgewählten Haltestellen. 

Darüber hinaus laufen natürlich die schon lange bewährten Maßnahmen der Stadtreinigung, wie die 

“Hotline Saubere Stadt Tel. 2576-1111“, weiter.   

 

 

Kontakt:  

Stadtreinigung Hamburg,Pressestelle, Reinhard Fiedler, 040-2576-1010, r.fiedler@srhh.de Behörde 

für Stadtentwicklung und Umwelt. Pressestelle, Volker Dumann, 040-42840-3249, 

volker.dumann@bsu.ham,burg,de   

 

mailto:r.fiedler@srhh.de
mailto:volker.dumann@bsu.ham,burg,de
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29. September 2014/bwf29 

 

UKE baut neue Universitäre Kinderklinik 
 

Die ersten kleinen Patienten werden 2017 behandelt 

 

Das Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (UKE) hat mit dem Bau seiner neuen 

Universitären Kinderklinik begonnen. Das Baufeld ist geräumt, im Frühjahr 2015 erfolgt die 

Grundsteinlegung, im Herbst 2017 können die ersten Patienten behandelt werden. Die Klinik 

verfügt über eine Nutzfläche von 10.449 qm und 138 vollstationäre sowie 14 teilstationäre 

Behandlungsplätze. Die Baukosten für das neue „Kinder-UKE“ belaufen sich auf 69,5 Millionen 

Euro, von denen die Freie und Hansestadt Hamburg knapp ein Drittel trägt. 

 

„Mit der neuen Universitären Kinderklinik auf dem Gelände des UKE wird es uns gelingen, auch in der 

Kinder- und Jugendmedizin den hohen und zukunftsfähigen Standard zu erreichen, den das Neue 

Klinikum seit 2009 für die Versorgung der Erwachsenen vorhält. Wir bauen jetzt die modernste 

Kinderklinik hier im Norden und gleichzeitig eine der modernsten Kinderkliniken Europas. Sie wird 

eine Maximalversorgung von jungen Menschen mit komplexen und seltenen Erkrankungen in der 

Metropolregion Hamburg und darüber hinaus sicherstellen“, sagt Prof. Dr. Christian Gerloff, Stellv. 

Ärztlicher Direktor und Vorstandsvorsitzender des UKE.  

„Hamburg und das UKE brauchen die neue Kinderklinik. Gemeinsam mit dem UKE und weiteren 

Partnern ist es gelungen, die Voraussetzungen für den jetzigen Baustart zu schaffen. Mit der neuen 

Universitären Kinderklinik werden Kinder und junge Patienten auf allerhöchstem medizinischem 

Niveau in Hamburg versorgt. Zugleich wird sie die Situation der Familienangehörigen, die die kleinen 

Patienten begleiten, deutlich verbessern. Diese hochmoderne Klinik wird den hervorragenden Ruf des 

UKE weiter stärken“, sagt Dr. Dorothee Stapelfeldt, Zweite Bürgermeisterin und 

Wissenschaftssenatorin der Freien und Hansestadt Hamburg. 

„Kinder mit Herz- oder Krebserkrankungen, schweren neurologischen oder seltenen angeborenen 

Erkrankungen benötigen spezialisierte Versorgungsstrukturen – genauso wie junge Patienten vor und 

nach einer Nieren-, Leber- oder Knochenmarktransplantation. Diese Strukturen sind im UKE bereits 

gelegt; in der neuen Kinderklinik werden wir sie ausbauen. Gemeinsam schaffen wir hier eine ganz 

besondere Kinderklinik – ein ambitioniertes Projekt, das in Hamburg und der Region als Leuchtturm 

der Kinder- und Jugendmedizin herausragen wird. Spitzenmedizin wird hier gepaart mit Geborgenheit 

in einem ansprechenden Umfeld. Diese Kombination hilft, Kinder gesund zu machen“, sagt Prof. Dr. 

Ania C. Muntau, neue Ärztliche Leiterin der Klinik für Kinder- und Jugendmedizin.  

Zusammen mit dem zum UKE gehörenden Altonaer Kinderkrankenhaus kann die auf komplexe und 

seltene Erkrankungen spezialisierte neue Klinik für Kinder- und Jugendmedizin den 

Versorgungsauftrag, universitäre Spitzenmedizin in der Metropolregion Hamburg anzubieten, optimal 

erfüllen.  



 

11 

138 Kinder und Jugendliche können gleichzeitig in der neuen dreistöckigen Kinderklinik stationär 

aufgenommen werden; hinzukommen 14 teilstationäre Behandlungsplätze. Die Räume sind liebevoll 

gestaltet, bieten Übernachtungsmöglichkeiten für die Eltern in jedem Patientenzimmer. Dazu kommen 

weitere Aufenthaltsräume und Spielzimmer. Die Kinder und Jugendlichen werden jeweils mit 

Gleichaltrigen in einem Zimmer liegen; WLAN gehört zur Standard-Ausrüstung.  

Die verschiedenen Fachdisziplinen können in der neuen Kinderklinik optimal zusammenarbeiten. Die 

Zentrale Kindernotaufnahme im Erdgeschoss bekommt eine eigene Zufahrt; Nachbar der 

Notaufnahme wird die Radiologie, so dass im Notfall eine schnelle Bildgebung gewährleistet ist. Die 

Physiotherapie, die onkologische Ambulanz, die Tagesklinik, die Dialyse, die Cafeteria und der 

Kinderklinik-Hörsaal sind ebenfalls im Erdgeschoss untergebracht. 

Operiert wird im ersten Geschoss in drei Operationssälen. Einer davon wird ein sogenannter Hybrid-

OP sein, in dem hochwertige Technologien miteinander kombiniert werden. Mit seiner medizinischen 

Bildgebung in Form von Computer- und Magnetresonanztomografen werden dort minimal-invasive 

Eingriffe ermöglicht, die für die Patienten in aller Regel weniger belastend sind. So können im Hybrid-

OP größere Operationswunden vermieden werden, die Heilung erfolgt schneller.  

Die Intensivstation auf der ersten Etage grenzt an die spezielle KMT-Einheit, die für 

knochenmarktransplantierte junge Krebspatienten vorgesehen ist. Die zweite Etage gehört der 

Kardiologie, der Kinderchirurgie, der Nephrologie, der Hepatologie und der Neurologie. Ganz oben im 

dritten Stockwerk bekommen Babys und Kleinkinder einen altersgerechten Behandlungsbereich. 

Die Universitäre Kinderklinik in Zahlen 

 152 Betten inklusive 14 Betten Tagesklinik 

 20 Intensivbetten für die Kinderintensivstation 

 6 KMT-Betten für Patienten nach einer Knochenmarktransplantation 

 3 Operationssäle, darunter ein Hybrid-OP 

 2 Tageskliniken, darunter die einzige onkologische Tagesklinik der Metropolregion Hamburg 

 69,5 Millionen Euro kostet die neue Kinderklinik 

 20 Millionen Euro beträgt der Anteil der Freien und Hansestadt Hamburg an den Baukosten 

 13.400 m³ Beton und 1.500 t Stahl werden verbaut 

 150.000 m Starkstromkabel werden verlegt 

 24 m Kronendurchmesser hat die große Hainbuche im Innenhof der neuen Klinik 

 

 

Rückfragen der Medien: 

 

Behörde für Wissenschaft und Forschung, Pressesprecher 

Dr. Alexander von Vogel, Tel: 040/42863-2322 

E-Mail: alexander.vonvogel@bwf.hamburg.de 

 

Universitätskrankenhaus Hamburg-Eppendorf (UKE), Pressesprecherin 

Christine Trowitzsch, Tel.: 040/7410-56061 

E-Mail: pressestelle@uke.de 

 

mailto:alexander.vonvogel@bwf.hamburg.de
mailto:pressestelle@uke.de
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1. Oktober 2014/pr01b 

Stapelfeldt bei Fehmarnbelt Days: Entwicklung und 

Wachstum durch Wissenschaftskooperation 
 

Hamburgs Zweite Bürgermeisterin trifft sich in Kopenhagen mit 
Spitzenpolitikern aus Norddeutschland, Dänemark und Schweden 
 

Hamburgs Zweite Bürgermeisterin Dr. Dorothee Stapelfeldt hat gemeinsam mit Prof. Helmut 

Dosch, dem Direktor des DESY in Hamburg, Pia Kinhult, Gouverneurin der Region Skåne, und 

weiteren Teilnehmerinnen und Teilnehmern Fragen einer engeren Wissenschaftskooperation an 

Großforschungseinrichtungen in der Öresund-Region und deren Beitrag für die nachhaltige 

Regionalentwicklung erörtert. Dabei betonte sie, dass wissenschaftlicher Erkenntnisgewinn heute in 

einem internationalen Kontext stattfinde, jenseits nationaler oder regionaler Grenzen. Kooperation sei 

daher das Gebot der Stunde, und zwar sowohl inhaltlich in den Forschungsprojekten selbst, als auch 

bei der Finanzierung der hierfür notwendigen Infrastruktur. Der Hamburger Senat habe dies 

aufgegriffen und daher im Januar 2014 eine eigene „Ostseestrategie für den Wissenschaftsstandort 

Hamburg“ verabschiedet. So würden beispielsweise DESY, die Universität Hamburg, das 

Forschungszentrum MAX Lab IV (Schweden) und die Universität Lund (Schweden) eng 

zusammenarbeiten.  

Während der Fehmarnbelt-Tage wurde das Science-Link-Netzwerk, ein Zusammenschluss von 

Universitäten, Großforschungsanlagen und öffentlichen Einrichtungen der Regionalentwicklung, 

gegründet. Dieses Netzwerk wird die erfolgreichen Ergebnisse des kürzlich abgeschlossenen 

INTERREG-Pilotprojekts „Science Link“ weiterführen. Konkret soll es neue Formen der 

Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und den Großforschungsanlagen der Region entwickeln, 

um die Fehmarnbelt-Region weiter zu einer führenden Innovationsregion auszubauen. 

Bei einer Podiumsdiskussion mit Politikerinnen und Politikern der sogenannten STRING-Kooperation 

diskutierte Stapelfeldt unter anderem mit dem dänischen Verkehrsminister Carsten Hansen, dem 

stellvertretendem Ministerpräsidenten und Umweltminister Schleswig-Holsteins, Dr. Robert Habeck, 

und der Gouverneurin der Region Skåne, Pia Kinhult. Dabei ging es um Themen wie nachhaltiges 

Wachstum, umweltfreundliche Mobilität, erneuerbare Energien und zukunftsorientierte Arbeitsplätze. 

Die STRING-Kooperation umfasst eine Region mit etwa 8,4 Millionen Einwohnerinnen und 

Einwohnern in Hamburg und Schleswig-Holstein, in der Region Sjælland, der Hauptstadtregion und 

der Stadt Kopenhagen in Dänemark, sowie der Region Skåne in Schweden. 

Rückfragen der Medien: 

Jan Büchner, Pressestelle des Senats 

Tel.: 040 / 428 31 – 21 83 

E-Mail: Jan.Buechner@sk.hamburg.de 
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2. Oktober 2014/bwf02 

 

Neuer Ärztlicher Direktor für das Universitätsklinikum 

Hamburg-Eppendorf 
 

Mit Prof. Dr. Burkhard Göke übernimmt ein hervorragender Wissen-

schaftler und ausgewiesener Klinikexperte Leitung des UKE 

 

Das Kuratorium des Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf (UKE) hat auf seiner heutigen 

Sitzung über die zukünftige Leitung des UKE entschieden. Neuer Ärztlicher Direktor des UKE 

wird Prof. Dr. Burkhard Göke, der sein Amt zum 1. Januar 2015 antreten wird. Er war von 2008 

bis 2013 Ärztlicher Direktor und Vorstandsvorsitzender der Klinik der Ludwig-Maximilians-

Universität München und ist dort derzeit Direktor der Medizinischen Klinik und Poliklinik II.  

Wissenschaftssenatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: „Prof. Dr. Burkhard Göke ist für die Position des 

Ärztlichen Direktors des UKE hervorragend geeignet. Er ist ein erstklassig ausgewiesener 

Wissenschaftler mit international anerkannter Expertise. Aufgrund  seiner Erfahrung als Ärztlicher 

Direktor sowie Vorsitzender des Klinikumsvorstandes des Klinikums der Universität München ist er 

zudem bestens mit den Herausforderungen vertraut, die die Leitung einer renommierten 

Universitätsklinik mit sich bringt. Burkhard Göke übernimmt ein in Forschung, Lehre und 

Krankenversorgung starkes UKE. Ich freue mich sehr, dass es gemeinsam gelungen ist, ihn für 

Hamburg zu gewinnen. Mein Dank gilt der Findungskommission und den Mitgliedern des 

Kuratoriums, die diese wichtige Personalentscheidung in einem konzentrierten und vertrauensvollen 

Prozess ermöglicht haben.“  

Der designierte Ärztliche Direktor des UKE Prof. Dr. Burkhard Göke: „Das UKE ist eine 

hervorragend ausgewiesene Hochleistungsklinik. Ich freue mich sehr auf diese Aufgabe und werde 

alles tun, um einen guten Beitrag für das Klinikum, seine Patienten und die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter zu leisten. Ich bin beeindruckt von der hohen Qualität der medizinischen Angebote.“ 

Burkhard Göke (*1956 in Wolfsburg, Niedersachsen) ist C4-Professor für Innere Medizin und Direktor 

der Medizinischen Klinik und Poliklinik II (Schwerpunkte Gastroenterologie, Hepatologie und 

Stoffwechselerkrankungen) am Klinikum der Universität München (LMU). Er hat bis 1982 an der 

Universität Göttingen Humanmedizin studiert und zum Dr. med. promoviert. Bis 1988 war er 

Assistenzarzt an den Unikliniken in Göttingen und Marburg. 

1988 hat Burkhard Göke für Innere Medizin habilitiert und wurde Arzt für Innere Medizin mit den 

Anerkennungen für die Teilgebiete Gastroenterologie und Endokrinologie/Diabetologie. Er war  

Heisenbergstipendiat der Deutschen Forschungsgemeinschaft und C-3 Professor, während er eine 

klinische Forschergruppe an der Philipps Universität Marburg leitete. Burkhard Göke wurde 1998 als 

Ordinarius und Chefarzt ans Inselspital Bern (CH) berufen und war dort auch Direktor des 

Departements Klinische Forschung und Forschungsdekan. 
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Im Jahr 2000 erhielt Burkhard Göke den Ruf nach München und wurde dort C4-Professor für Innere 

Medizin am Klinikum der LMU. 2005 wurde er stellvertretender Ärztlicher Direktor und dann von 2008 

bis Mai 2013 nebenamtlich Ärztlicher Direktor und Vorsitzender des Klinikumsvorstandes des 

Klinikums der LMU. Er forschte in  Manchester (England) und in Ann Arbor, Michigan (USA). 2010 

erhielt er den renommierten Werner-Creutzfeldt-Preis der Deutschen Diabetes Gesellschaft. Burkhard 

Göke verzeichnet über 500 Publikationen. Er ist verheiratet und hat acht Kinder. 

 

Rückfragen der Medien: 

 

Behörde für Wissenschaft und Forschung, Pressesprecher 

Dr. Alexander von Vogel, Tel: 040/42863-2322 

E-Mail: alexander.vonvogel@bwf.hamburg.de 

 

Universitätskrankenhaus Hamburg-Eppendorf (UKE), Pressesprecherin 

Christine Trowitzsch, Tel.: 040/7410-56061 

E-Mail: pressestelle@uke.de 

 

 

 

 

mailto:alexander.vonvogel@bwf.hamburg.de
mailto:pressestelle@uke.de
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30. September 2014/bwvi30 

 

Nach San Francisco und ins Sillicon Valley 

 

Senator Frank Horch besucht mit einer mehr als 70 köpfigen Delegation 

die amerikanische Westküste 

 

Als Deutschlands wichtigster Außenhandelsstandort verfügt Hamburg traditionell über gute 

Beziehungen nach Nordamerika. Um diese weiter auszubauen, reist Wirtschaftssenator Frank 

Horch vom 04. bis zum 10. Oktober 2014 mit einer Wirtschaftsdelegation nach San Francisco 

und ins Silicon Valley.  

 

Die Digitalisierung hat ein hohes Tempo. Menschen und Wirtschaft müssen mitgenommen werden. 

Die Behörde für Wirtschaft Verkehr und Innovation wird sich mit einer großen Hamburger 

Unternehmensdelegation mit Schwerpunkt IT  über die aktuellen Entwicklungen im Silicon Valley 

informieren. Die Hamburger Wirtschaft kann wertvolle Eindrücke und Impulse sammeln und  Tipps 

und Trends für ihre eigene Unternehmensentwicklung mitnehmen und gleichzeitig die 

Leistungsfähigkeit des IT-Standortes Hamburg präsentieren Auf diesen Reisen entstehen darüber 

hinaus wertvolle Netzwerke zwischen Hamburg und den Unternehmen im Gastland, von denen die 

Teilnehmer nachhaltig profitieren.  

 

Senator Frank Horch: „Das Silicon Valley ist nach wie vor einer der dynamischsten Standorte weltweit 

für innovative Unternehmen. Neben vielen großen Namen sind vor allem eine lebendige Start-Up 

Szene, eine einzigartige Venture Capital Kultur, Business Angel / Inkubatoren, App-Entwickler, 

Agenturen ebenso wie forschungsseitige Exzellenz prägend. In hochrangigen Terminen mit 

Unternehmen, Forschungseinrichtungen und Multiplikatoren möchte ich zum einen mehr über die 

aktuellen Trends und Entwicklungen v.a. aus der Sicht der marktprägenden Unternehmen wie 

Google, Apple und Facebook erfahren und mich zum anderen Themen widmen, die für die Zukunft 

des Wirtschaftsstandortes Hamburg von besonderer Relevanz sind.“ 

 

Die Digitalisierung beeinflusst alle Bereiche von Gesellschaft und Wirtschaft. Produktmärkte, 

physische Dienstleistungen und digitale Angebote stehen nicht mehr getrennt nebeneinander, sie 

ergänzen sich und werden zu "Smart Services" kombiniert. 

Auch im Dienstleistungssektor ist die Digitalisierung ein zentraler Innovationstreiber. Bereits jetzt ist 

ein großer Anteil von Dienstleistungen digitalisiert oder wird durch digitale Angebote ergänzt. Im 

Wachstumsbereich der Internetwirtschaft wurde in Deutschland im Jahr 2013 ein Umsatz von knapp 

79 Milliarden Euro erzielt. 23 Prozent des Produktivitätswachstums in Deutschland gehen auf 

Investitionen in der IT- und Kommunikationsbranche zurück (Monitoring - Report Digitale Wirtschaft 

2013). 

http://www.bmwi.de/DE/Mediathek/publikationen,did=625962.html
http://www.bmwi.de/DE/Mediathek/publikationen,did=625962.html
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Digitalisierung ist in  immer mehr Lebensbereichen ein wichtiges Thema. Das spiegelt sich im 

Programm der Reise wieder. Welche Auswirkungen hat beispielsweise 3D-Druck auf unsere 

Handelsketten? Wie wirkt sich das unsere Logistikwirtschaft aus?  Die Wirtschaft ist von diesen 

Veränderungen in ihrem Kern betroffen. „Industrie 4.0“, die vernetzte Produktion, hat das Potenzial, 

Wertschöpfungsketten grundlegend neu zu gestalten und die Geschäftsmodelle der deutschen 

Leitbranchen wie Anlagen- und Maschinenbau, Automobilbau, Elektro- und Medizintechnik erheblich 

zu beeinflussen. 

 

Für einen Industriestandort wie Hamburg ist die Frage, wie schnell die Digitalisierung von Handwerk, 

Mittelstand und Industrie erreicht werden kann,  von erheblicher Bedeutung. Wichtig ist es, 

Unternehmen den Zugang zur digitalen Wertschöpfung zu ermöglichen. Dafür müssen die nötigen 

Rahmenbedingungen im IT-Bereich geschaffen werden. 

 

Im Programm der Reise sind die Themen Smart City, intelligente Mobilität / Logistik, Robotics, 

künstliche Intelligenz sowie interessante Ansätze der sogenannten „Maker“-Kultur zu finden.  

Während der Reise finden Sie auf Twitter Fotos und kurze Protokolle der einzelnen Stationen. 

Sie sind herzlich eingeladen uns zu folgen. @HH_BWVI 

  

Rückfragen: 

Pressestelle der Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation 

Susanne Meinecke  

Tel.: 040 42841-2239 

E-Mail: pressestelle@bwvi.hamburg.de  

Internet: www.hamburg.de/bwvi  

Folgen Sie uns auf Twitter: @HH_BWVI 

 

 

 

http://www.bmbf.de/de/9072.php
mailto:pressestelle@bwvi.hamburg.de
http://www.hamburg.de/bwvi
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2. Oktober 2014/bwvi02 

Elbvertiefung: Gericht will Entscheidung des EuGH 

zur Wasserrahmenrichtlinie im Verfahren über den 

Ausbau der Weser abwarten 

 

Anders als gehofft hat es heute keine Entscheidung im Verfahren um die 

Fahrrinnenanpassung der Elbe gegeben. Das Bundesverwaltungsgericht will erst die 

Entscheidung des EuGH zur Wasserrahmenrichtlinie im Verfahren über den Ausbau der Weser 

abwarten. Immerhin hat das Gericht keine Mängel der Planfeststellungsbeschlüsse erkannt, 

die einzeln oder in ihrer Summe zu einer Aufhebung führen würden. Das ist eine wichtige 

Botschaft. 

 

Mit Blick auf die komplizierten wasserrechtlichen Fragestellungen wurde an vielen Stellen juristisches 

Neuland betreten. Bürgermeister Olaf Scholz und Senator Frank Horch bedanken sich  bei allen 

Prozessbeteiligten – den Anwälten sowie den Mitarbeitern der Planungsbehörden – für die engagierte 

Vorbereitung und den unermüdlichen Einsatz auch vor Gericht.  

 

Bürgermeister Olaf Scholz: „Die Flüsse sind die Lebensadern Europas. Entlang dieser Flüsse sind 

die Städte und Kulturlandschaften entstanden. Das Schicksal vieler Millionen Bürgerinnen und Bürger 

Europas wird von der Auslegung der Wasserrahmenrichtlinie durch den EuGH abhängen.“ 

 

Senator Frank Horch: „Der Hamburger Hafen hat eine herausragende Bedeutung für die Wirtschaft 

nicht nur in Deutschland, sondern in ganz Mittel- und Osteuropa. Gemeinsam mit anderen 

europäischen Hafenstädten schauen wir nun gemeinsam auf die Entscheidung in Luxemburg. Das 

Gericht hat klar gesagt, dass die Fahrrinnenanpassung wirtschaftlich geboten ist. Wir sind weiterhin 

zuversichtlich, dass das Gericht in unserem Sinne entscheidet.“  

 

 
Rückfragen: 

Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation 
Susanne Meinecke 

Tel.: 040 42841 - 2239 
E-Mail: pressestelle@bwvi.hamburg.de 

www.hamburg.de/bwvi 
Folgen sie uns auf Twitter: @HH_BWVI 

 

 

 

mailto:pressestelle@bwvi.hamburg.de
http://www.hamburg.de/bwvi
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1. Oktober 2014/pr01a 

 

Neues Transparenzportal startet offiziell  

Bundesweit einmaliges Internetportal macht Hamburger Verwaltung 

transparenter  

 

 

Ab sofort kann jeder im Internet unter www.transparenz.hamburg.de auf mehrere 10.000 

Datensätze der Verwaltung und von Unternehmen, an denen die Stadt beteiligt ist, zugreifen. 

Zum offiziellen Start des Transparenzportals trafen sich Bürgerschaftspräsidentin Carola Veit, 

stellvertretend für die Fraktionen der Hamburgischen Bürgerschaft, Hamburgs Erster 

Bürgermeister Olaf Scholz und Helena Peltonen von der Initiative „Transparenz schafft 

Vertrauen“ im Rathaus. Alle drei unterstrichen die Bedeutung des neuen Transparenzportals. 

Die Präsidentin der Hamburgischen Bürgerschaft Carola Veit: „Mit dem von der Bürgerschaft 

beschlossenen Transparenzgesetz hat Hamburg einen Quantensprung vollzogen, weg vom 

antiquierten „Amtsgeheimnis“ hin zum transparentesten deutschen Bundesland. Darin sind sich alle 

Fraktionen einig: Nur wenn staatliches Handeln für jeden nachvollziehbar ist, können sich 

Bürgerinnen und Bürger an demokratischen Entscheidungen richtig beteiligen.“ 

Hamburgs Erster Bürgermeister Olaf Scholz: „Die Bürgerinnen und Bürger Hamburgs erleben eine 

offene Verwaltung. Die Stadt veröffentlicht ihre Datensätze und Dokumente. Das geschieht nicht erst 

auf Nachfrage, sondern wird von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern unternommen. Ich bin 

überzeugt, dass dieser Kulturwandel ein gutes Beispiel für Bürgernähe und moderne Verwaltung 

darstellt. Die Entscheidungen der Stadt werden für jeden besser nachzuvollziehen sein. Die 

intelligente vernetzte Stadt der Zukunft nutzt ihre Daten nicht nur selbst, sondern stellt sie der 

Öffentlichkeit zur Verfügung, damit neue Entwicklungen angestoßen werden können. So nimmt 

Hamburg auf dem Weg zur Smart City eine Vorreiterrolle ein.“ 

Helena Peltonen: „Das Hamburgische Transparenzgesetz ist ein wichtiger Schritt zum Wiederaufbau 

verlorenen Vertrauens in Politik und Verwaltung und ist nun für andere Bundesländer die Messlatte 

der Offenheit. Dem Projektteam danken wir für die professionelle Umsetzung des Gesetzes. Jetzt 

muss der Geist des Transparenzgesetzes im alltäglichen Handeln der Entscheidungsträger und ihrer 

Teams sichtbar werden. Das gilt natürlich auch für die anstehenden großen Fragestellungen, die das 

Leben in der Hansestadt langfristig beeinflussen.“ 

Weitere Informationen zum Transparenzportal: 

Seit dem 6. Oktober 2012 ist mit dem Hamburgischen Transparenzgesetz das bundesweit 

weitreichendste Informationsfreiheitsgesetz in Kraft. Danach hat die Verwaltung ab dem 6. Oktober 

http://www.transparenz.hamburg.de/
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2014 eine Vielzahl von Informationen im Internet zu veröffentlichen. Folgende Unterlagen sind 

grundsätzlich (teilweise mit Einschränkungen) ins Transparenzportal einzustellen: 

- Vorblatt und Petitum von Senatsbeschlüssen  

- Mitteilungen des Senats an die Bürgerschaft  

- In öffentlicher Sitzung gefasste Beschlüsse  

- Verträge der Daseinsvorsorge  

- Haushalts-, Stellen-, Bewirtschaftungs-, Organisations-, Geschäftsverteilungs-, Aktenpläne  

- Globalrichtlinien, Fachanweisungen, Verwaltungsvorschriften  

- Amtliche Statistiken und Tätigkeitsberichte  

- Gutachten und Studien  

- Geodaten  

- Ergebnisse von Messungen, Beobachtungen und sonstigen Erhebungen über schädliche 

Umwelteinwirkungen, Umweltgefährdungen sowie über den Zustand der Umwelt  

- das Baumkataster  

- Öffentliche Pläne, insbesondere Bauleit- und Landschaftspläne  

- Wesentliche Regelungen erteilter Baugenehmigungen und -vorbescheide  

- Subventions- und Zuwendungsvergaben  

- Wesentliche Unternehmensdaten städtischer Beteiligungen 

 

Im Transparenzportal veröffentlicht nicht nur die klassische Verwaltung Informationen. Neben den 

über 30 Stellen der Kernverwaltung (Fachbehörden, Bezirksämter und Landesbetriebe) werden 

derzeit auch 46 Unternehmen, an denen die Freie und Hansestadt Hamburg beteiligt ist, erfasst. 

Weitere Stellen können mitmachen. Die Anstalten des öffentlichen Rechts fördern und wohnen und 

Hamburgischer Versorgungsfonds beteiligen sich z.B. freiwillig. Andere Stellen wie z.B. die 

Handwerkskammer werden eigene Auftritte (ohne speziellen Bezug zu den im Gesetz aufgezählten 

Gegenständen der Veröffentlichungspflicht) mit dem Register verknüpfen. 
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Das Transparenzportal bietet verschiedene Suchmöglichkeiten an. Es lässt sich beliebig wie bei einer 

Suchmaschine im Internet nach einzelnen Begriffen im Volltext recherchieren. Daneben ist auch die 

Suche nach Themenbereichen (z.B. Infrastruktur, Bauen & Wohnen oder Verwaltung, Haushalt & 

Steuern), Informationsgegenständen (z.B. Öffentliche Pläne, Senatsbeschlüsse, 

Verwaltungsvorschriften, Verträge)  oder nach bestimmten veröffentlichenden Stellen (z.B. Behörde 

für Stadtentwicklung und Umwelt) möglich.  

Aktuell sind mehrere 10.000 Datensätze eingestellt. Darunter befinden sich sowohl Textdokumente 

als auch Datensätze, die sich zur maschinellen Weiterverarbeitung (z.B. zur Entwicklung von Apps) 

eignen.  

Die veröffentlichten Informationen erreichen das Transparenzportal auf zwei Wegen:  

Erstens sind über 50 Liefersysteme wie beispielsweise das Luftmessnetz, das Baumkataster oder das 

Ratsinformationssystem der Bezirksämter über Schnittstellen automatisiert angebunden. Hierfür 

wurden über 100 in Frage kommende Liefersysteme identifiziert und analysiert. Eine automatische 

Anbindung reduziert den Aufwand im Betrieb erheblich, weil Aktualisierungen der Daten automatisch 

auch im Portal abgebildet werden. 

Zweitens werden Dokumente in einem manuellen Verfahren eingestellt. Dazu wurde ein auf der 

elektronischen Akte aufbauender IT-gestützter Geschäftsprozess entwickelt. Dieser gewährleistet 

zunächst, dass die Informationen mit Metadaten versehen werden können, so dass sie später ins 

Portal eingeordnet und dort gefunden werden können. Darüber hinaus können schutzwürdige 

Informationsteile (z.B. personenbezogene Daten, Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse) geschwärzt 

werden, soweit dies nach dem Gesetz erforderlich ist. 

Ferner sind in dem Portal Informationen zum Transparenzgesetz (z.B. Auskunftsverpflichtung, 

Gebührenordnung) enthalten. 

Für die Realisierung des Transparenzportals wurde ein 10-köpfiges behördenübergreifendes 

Umsetzungsprojekt eingesetzt. Es gliedert sich in die drei Teilprojekte „Recht“, 

„Organisationsveränderungen“ und „Technologieveränderungen“ auf. Maßgeblich beteiligt sind die 

Finanzbehörde, die Behörde für Justiz und Gleichstellung und die Kulturbehörde mit dem 

Staatsarchiv. Federführend verantwortlich ist Staatsrat Dr. Hill. Insgesamt ist für die Projektphase ein 

Budget von rund 5,2 Millionen Euro veranschlagt, für den Betrieb und die Pflege jährlich rund 1,4 

Millionen; das sind in der Aufbauphase 3 Euro pro Einwohner und Jahr, im Betrieb 1 Euro pro 

Einwohner und Jahr. Das Projekt ist im Kostenrahmen. Auch der Hamburgische Beauftragte für den 

Datenschutz und Informationsfreiheit ist eingebunden. Über einen Beirat fließen außerbehördliche 

Erfahrungen, insbesondere von Vertretern der Wirtschaft, Gewerkschaften, Kirche und der 

Transparenzinitiative in das Umsetzungsprojekt ein.  

Bei der Umsetzung wird soweit möglich auf Open-Source-Software bzw. in der Stadt bereits 

eingesetzte Verfahren und Softwarelösungen (z.B. das Workflowmanagement-System HIM oder die 

Software Adobe Reader) zurückgegriffen. Wo Daten nicht automatisiert zugeliefert werden, wird die 

Entscheidung über die manuelle Veröffentlichung eines Dokuments eigenverantwortlich in der jeweils 

zuständigen Behörde getroffen. Im Arbeitsprozess wird auf das ohnehin weitgehend bereits genutzte 

elektronische Aktensystem zurückgegriffen. Das bedeutet, dass beispielsweise ein 
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veröffentlichungspflichtiger Vertrag, wenn er von dem zuständigen Sachbearbeiter zur Akte verfügt 

wird, gleichzeitig auch zur Veröffentlichung vorbereitet (z.B. durch Schwärzungen 

geheimhaltungsbedürftiger Passagen) und unter Verwendung bereits vertrauter Software an das 

Transparenzportal übermittelt wird. Der Geschäftsprozess ist so ausgestaltet, dass die jeweiligen 

Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter im Zweifel auch andere Behördenbereiche (Vorgesetzte, 

Rechtsabteilungen) in die im Zuge der Veröffentlichung zu treffenden Entscheidungen einbeziehen 

können. 

Um den Kulturwandel und den erforderlichen Know-how-Aufbau (rechtlich und technisch) zur 

Umsetzung des Transparenzgesetzes in der Verwaltung zu fördern, wurden die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter frühzeitig eingebunden. Sie können einfach über das Intranet auf alle relevanten 

Dokumente zugreifen. Im Rahmen von mehr als 160 Qualifizierungsmaßnahmen wurden bereits über 

2.400 Beschäftigte sowohl der Verwaltung als auch von veröffentlichungspflichtigen Unternehmen 

geschult und vorbereitet.  

Rückfragen der Medien: 

 

Dr. Sven Billhardt 

Behörde für Justiz und Gleichstellung, Pressestelle 

Tel. 040 42843 3143, Mobil: 0172 4327953, Fax: 040 427943 258 

E-Mail: pressestelle@justiz.hamburg.de 

 

Jan Büchner 

Pressestelle des Senats 

Tel.: 040 / 428 31 – 21 83 

Mail: Jan.Buechner@sk.hamburg.de 

 



 

22 

Terminkalender  Vom 6. Oktober bis 11. Oktober 2014 

Die Hinweise dienen nur zur Information; sie gelten nicht als Einladung. Auskünfte über 
Fototermine und Möglichkeiten der Berichterstattung, die im Rathaus stattfinden,  werden 
unter der Rufnummer 428 31 - 2182 erteilt. 
 
 
Montag, den 06.10.2014 
ganztägig München, Messe München 

Senator Dr. Peter Tschentscher besucht den Hamburgstand auf der 
Immobilienmesse Expo Real und hält eine Rede beim Hamburg/HafenCity-
Empfang. 
 

08:30 Feuer- und Rettungswache Berliner Tor 
Senator Michael Neumann spricht anlässlich der Verleihung der 
Arbeitsschutzanerkennung vom Amt für Arbeitsschutz für die Hamburger 
Feuerwehr ein Grußwort. 
 

12:00 Rathaus, Großer Festsaal 
Senator Michael Neumann hält bei der Vereidigung der Polizeianwärter eine 
Rede und nimmt den Vereidigungsakt vor. 
 

12:30 HafenCity, Überseeallee 16 
Senatorin Jutta Blankau spricht bei der Eröffnung des 
9.ExtremWetterKongresses ein Grußwort. 
 

15:00 Universität Hamburg, Alsterterrasse 1 
Senator Ties Rabe besucht gemeinsam mit Yared Dibaba einen Kurs des 
Interkulturellen Schülerseminars (IKS). 
 

18:00 Landesvertretung Hamburg, Jägerstraße 1-3, 10117 Berlin 
Senator Michael Neumann nimmt an der Filmvorführung des Films 
„Wechselzeiten“ teil. 
 

18:30 UKE, Martinistraße 52, Erika-Haus 
Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt spricht anlässlich der Namensgebung des 
Gleichstellungs-Mentoringprogramms für Klinikerinnen und Post-doc-
Wissenschaftlerinnen in „Rahel Liebeschütz-Plaut Mentoring Programm“ 
ein Grußwort. 
 

19:00 Große Bleichen  
Bürgermeister Olaf Scholz eröffnet den Hamburger Flagship-Store von Tesla 
Motors. 
 

19:30 MAGAZIN Filmkunsttheater, Fiefstücken 8a 
Senatorin Prof. Barbara Kisseler spricht anlässlich der Verleihung der 
„Hamburger Kinopreise 2014“ ein Grußwort. 
 

20:30 Hotel Atlantik, An der Alster 
Bürgermeisterin Dr. Dorothee Stapelfeldt spricht anlässlich der Media 
Entertainment Night ein Grußwort. 
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Senator Dr. Peter Tschentscher nimmt teil. 
 

Dienstag, den 07.10.2014 
12:15 Gästehaus des Senats, Schöne Aussicht 96 

Bürgermeister Olaf Scholz trifft die Botschafter der arabischen Staaten zum 
Gespräch. 
 
Staatsrat Wolfgang Schmidt nimmt teil. 
 

14:30 Rathaus, Großer Festsaal 
Bürgermeister Olaf Scholz spricht anlässlich der feierlichen Begrüßung und 
Verabschiedung von Nachwuchskräften der hamburgischen Verwaltung 
ein Grußwort. 
 

18:00 Universität, ESA 1, Flügelbau Ost, Großer Hörsaal, Raum 221 
Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt spricht anlässlich der Abschlussfeier für 
den laufenden Jahrgang und zur Begrüßung des nächsten Jahrgangs des 
„Masterstudiengangs Peace and Security Studies (MPS) ein Grußwort. 
 

18:00 Rathaus, Kaisersaal 
Bürgermeister Olaf Scholz spricht im Rahmen der Verleihung des Hannelore-
Greve-Literaturpreises ein Grußwort. 
 

19:30 HafenCity Universität Hamburg, Überseeallee 16 
Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt spricht anlässlich der Preisverleihung des 
Partnerstädtepreises der Gesellschaft Harmonie von 1789 in Kooperation 
mit dem Centrum für Erdsystemforschung und Nachhaltigkeit (CEN) der 
Universität Hamburg ein Grußwort. 
 

Mittwoch, den 08.10.2014 
09:00 Handelskammer, Hamburg, Adolphsplatz 1 

Senatorin Jutta Blankau hält ein Kurzreferat bei Hamburg T.R.E.N.D. und 
spricht ein Grußwort. 
 

12:00 Rathaus, Bürgermeisteramtszimmer 
Bürgermeister Olaf Scholz trifft den Generalkonsul der Hellenischen 
Republik, Georgios Arnaoutis, zu dessen Antrittsbesuch. 
 

18:00 Rathaus, Bürgermeistersaal 
Senatorin Jana Schiedek und Staatsrat Dr. Nikolas Hill nehmen am 
Senatsempfang anlässlich der Konferenz der Datenschutzbeauftragten 
teil. 
 

19:00 UKE, Haus Erika 
Senator Dr. Peter Tschentscher spricht beim Art Forum Eppendorf ein 
Grußwort. 
 

Donnerstag, den 09.10.2014 
ganztägig Essen 

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt, Senator Ties Rabe und Staatsrat Dr. Horst-
Michael Pelikahn nehmen am 9. und 10. Oktober an der 347. 
Kultusministerkonferenz teil. 
 

10:00 Moot Court der Bucerius Law School, Jungiusstraße 6 
Senatorin Jana Schiedek spricht zum Auftakt der Veranstaltung zur 
Wirtschaftskriminalität, mit Schwerpunkt „Produktpiraterie“ und 
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„Industriespionage“ ein Grußwort. 
 
Staatsrat Dr. Nikolas Hill nimmt teil. 
 

11:00 Feuer- und Rettungswache Berliner Tor 
Michael Neumann übergibt vier neue Drehleitern an die Feuerwehr. 
 

15:15 Handelskammer, Adolphsplatz 1 
Bürgermeister Olaf Scholz nimmt an einer Diskussionsrunde im Rahmen des 
„Tag des Mittelstands 2014“ teil. 
 

16:30 CHH, Halle B5, Marseiller Straße, 
Senatorin Cornelia Prüfer-Storcks hält eine Laudatio anlässlich der Übergabe 
der Zitronenjette 2014 im Rahmen der Verbraucherausstellung „Du und 
Deine Welt“. 
 

18:30 Berlin, Landesvertretung 
Staatsrat Wolfgang Schmidt spricht zur gemeinsamen Veranstaltung der 
Vertretung der Freien und Hansestadt Hamburg beim Bund und der ZEIT-
Stiftung mit dem Titel „Vertrauen und gesellschaftlicher Zusammenhalt – 
wie gewinnen wir Vertrauen zurück?“ ein Grußwort. 
 

19:00 Hansa Varieté Theater, Steindamm 
Senator Dr. Peter Tschentscher ist zu Gast bei der Premierengala zur 
Spielzeiteröffnung des Hansa-Theaters. 
 

Freitag, den 10.10.2014 
09:30 Berlin, Bundesrat 

Senatorin Cornelia Prüfer-Storcks und Staatsrat Wolfgang Schmidt nehmen an 
der 926. Plenarsitzung des Bundesrates teil. 
 

09:30 Handelskammer, Adolphsplatz 1 
Bürgermeister Olaf Scholz eröffnet den Hamburg Summit „China meets 
Europe“ der Handelskammer mit einem Grußwort. 
 

10:00 Hotel Bayrisches Haus, Elisenweg 2, 14471 Potsdam 
Staatsrat Dr. Nikolas Hill nimmt am ZPR-Symposium der 
Bundesrechtsanwaltskammer mit dem Beitrag: „Zukunft des 
Zivilprozesses“ teil. 
 

11:00 Rathaus, Bürgermeisteramtszimmer 
Bürgermeister Olaf Scholz trifft den Premierminister des Großherzogtums 
Luxemburg, Xavier Bettel, zum Gespräch. 
 

12:00 LHD-Shop, Billwerder Neuer Deich 72 
Senator Michael Neumann übergibt die neue V-Vorce-Schutzkleidung an die 
Freiwillige Feuerwehr. 
 

15:00 Handelskammer Hamburg 
Staatsrat Wolfgang Schmidt und Staatsrat Jens Lattmann nehmen am 
„Hamburg Summit 2014 – China meets Europe“ teil. 
 

18:00 Sagebiels Fährhaus, Blankeneser Hauptstraße 107 
Senator Michel Neumann lädt die Spitzenvertreter der Hilfsorganisationen 
im Katastrophenschutz zu einem gemeinsamen Abendessen ein. 
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19:30 Laeiszhalle, Johannes-Brahms-Platz 
Senatorin Prof. Barbara Kisseler besucht ein Konzert von Hélène Grimaud. 
 
 

Samstag, den 11.10.2014 
11:00 Rathaus 

Bürgermeister Olaf Scholz trifft den Premierminister der Volksrepublik 
China, Li Keqiang, zum Gespräch und zur Eintragung in das Goldene Buch 
der Stadt. 
 
Senatorin Cornelia Prüfer-Storcks, Senatorin Prof. Barbara Kisseler, Senatorin 
Dorothee Stapelfeldt, Senator Frank Horch, Senator Ties Rabe, Senator Dr. 
Peter Tschentscher und Staatsrat Wolfgang Schmidt nehmen teil. 
 

13:00 Hühnerposten 1a 
Staatsrätin Elke Badde spricht anlässlich der Auftaktveranstaltung der 
Hamburger Hospizwoche ein Grußwort. 
 

13:00 Handelskammer, Adolphsplatz 1 
Bürgermeister Olaf Scholz spricht zum Abschluss des Hamburg Summit 
„China meets Europe“ der Handelskammer im Rahmen des Closing Lunch 
ein Grußwort. 
 

20:00 Deutsches Schauspielhaus, Kirchenallee 39 
Senatorin Prof. Barbara Kisseler besucht eine Vorstellung von „Die Ratten“. 

 
 


